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Synoptischer Überblick über die Änderungen der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 durch die
Verordnung (EU) 2016/2338

Am 14.12.2016 hat das Europäisches Parlament nach zweiter Lesung die Änderung der

VO (EG) Nr. 1370/2007 angenommen. Die Änderungsverordnung1 wurde am 23.12.2016

im EU-Amtsblatt veröffentlicht. Die Änderungsverordnung beinhaltet ausschließlich die

inhaltlichen Änderungen. Eine konsolidierte Fassung der geänderten VO (EG) Nr.

1370/2007 steht aus.

Für einen lesbaren Überblick über die Änderungen sind nachfolgend nach der Wiedergabe

der Erwägungsgründe der Änderungsverordnung die Änderungen der VO (EG) Nr.

1370/2007 synoptisch dargestellt (Seite 5 ff.). Die linke Spalte enthält den bisherigen

Text der VO (EG) Nr. 1370/2007 mit Hervorhebung von Streichungen. Die rechte Spalte

enthält den Text der Änderungsverordnung; hervorgehoben sind neue Inhalte sowie

Änderungen des bisherigen Texts der VO 1370. Eine Garantie für die vollständige

Richtigkeit der Darstellung können wir nicht übernehmen.

Berlin, den 22.02.2017

Erwägungsgründe VO 2016/2338

(1) Der Schienenverkehr hat das Potenzial, zu wachsen und seinen Anteil am

Gesamtverkehrsaufkommen zu steigern und eine wichtige Rolle in einem

nachhaltigen Verkehrs- und Mobilitätssystem zu spielen, wobei auch neue

Investitionsmöglichkeiten und Arbeitsplätze geschaffen werden. Das Wachstum der

Schienenpersonenverkehrsdienste hat jedoch mit der Entwicklung anderer

Verkehrsträger nicht Schritt gehalten.

(2) Der Unionsmarkt für internationale Schienenpersonenverkehrsdienste ist seit 2010

für den Wettbewerb geöffnet. Darüber hinaus haben einige Mitgliedstaaten ihre

inländischen Personenverkehrsdienste für den Wettbewerb geöffnet, entweder

durch die Einführung von Rechten auf freien Zugang oder durch die Vergabe

öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder durch beides. Die Öffnung des Marktes für

inländische Schienenpersonenverkehrsdienste sollte sich positiv auf das

Funktionieren des einheitlichen europäischen Eisenbahnraums auswirken und zu

besseren Diensten für die Nutzer führen.

(3) In ihrem Weißbuch über die Verkehrspolitik vom 28. März 2011 kündigte die

Kommission ihre Absicht an, den Binnenmarkt für Schienenverkehrsdienste zu

vollenden und hierfür technische, administrative und rechtliche Hindernisse für den

Zugang zum Eisenbahnmarkt auszuräumen.

(4) Die Vollendung des einheitlichen europäischen Eisenbahnraums sollte die

Entwicklung des Schienenverkehrs als glaubhafter Alternative zu anderen

Verkehrsträgern — unter anderem in Bezug auf Preis und Qualität — fördern.

1 Verordnung (EU) 2016/2338 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14.
Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der
Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354
vom 23.12.2016, S. 22-31)
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(5) Ein spezifisches Ziel dieser Verordnung besteht darin, die Qualität, Transparenz,

Effizienz und Leistungsfähigkeit von öffentlichen Schienenpersonenverkehrsdiensten

zu verbessern.

(6) Dienstleistungen auf grenzüberschreitender Ebene, die im Rahmen öffentlicher

Dienstleistungsaufträge erbracht werden, einschließlich öffentlicher Verkehrsdienste

zur Erfüllung örtlicher und regionaler Verkehrsbedürfnisse, sollten der Zustimmung

der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, in deren Hoheitsgebiet die

Dienstleistungen erbracht werden, unterliegen.

(7) Die zuständigen Behörden sollten Spezifikationen für gemeinwirtschaftliche

Verpflichtungen im öffentlichen Personenverkehr festlegen. Diese Spezifikationen

sollten kohärent zu den politischen Zielen sein, wie sie in den Mitgliedstaaten in den

Strategiepapieren zur Politik für den öffentlichen Verkehr niedergelegt sind.

(8) Spezifikationen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im öffentlichen

Personenverkehr sollten, soweit möglich, positive Netzwerkeffekte herbeiführen,

unter anderem in Bezug auf eine Verbesserung der Dienstleistungsqualität, des

sozialen und territorialen Zusammenhalts oder der Gesamteffizienz des öffentlichen

Verkehrssystems.

(9) Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen sollten mit der Politik für den öffentlichen

Verkehr in Einklang stehen. Dies verleiht den zuständigen Behörden jedoch keinen

Anspruch auf eine bestimmte finanzielle Ausstattung.

(10) Bei der Ausarbeitung von Strategiepapieren zur Politik für den öffentlichen Verkehr

sollten die einschlägigen Interessengruppen entsprechend den nationalen

Rechtsvorschriften konsultiert werden. Diese Interessengruppen könnten

Verkehrsunternehmen, Infrastrukturbetreiber, Arbeitnehmerorganisationen und

Vertreter der Nutzer von öffentlichen Verkehrsdiensten umfassen.

(11) Bei öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, die nicht nach einem wettbewerblichen

Vergabeverfahren vergeben werden, sollte die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen

Verpflichtungen durch den Betreiber eines öffentlichen Dienstes in geeigneter Weise

ausgeglichen werden, um die langfristige finanzielle Tragfähigkeit der öffentlichen

Personenverkehrsdienste entsprechend den Anforderungen zu gewährleisten, die in

der Politik für den öffentlichen Verkehr festgelegt sind. Insbesondere sollte eine

solche Ausgleichsleistung die Aufrechterhaltung oder Entwicklung eines effizienten

Managements durch den Betreiber eines öffentlichen Dienstes und die Erbringung

von Personenverkehrsdiensten von ausreichend hoher Qualität sicherstellen.

(12) Im Rahmen der Schaffung des einheitlichen europäischen Eisenbahnraums sollten

die Mitgliedstaaten ein angemessenes Niveau des sozialen Schutzes für das Personal

der Betreiber eines öffentlichen Dienstes gewährleisten.

(13) Im Hinblick auf die angemessene Einbeziehung sozialer und arbeitsrechtlicher

Erfordernisse in die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge für

öffentliche Personenverkehrsdienste sollten die Betreiber eines öffentlichen Dienstes

bei der Ausführung öffentlicher Dienstleistungsaufträge die Anforderungen des

Sozial- und Arbeitsrechts erfüllen, die in dem Mitgliedstaat gelten, in dem der

öffentliche Dienstleistungsauftrag erteilt wurde, und die sich aus den auf nationaler

und auf Unionsebene geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften und

Beschlüssen sowie aus geltenden Tarifverträgen ergeben, sofern diese nationalen

Regelungen und ihre Anwendung mit dem Unionsrecht vereinbar sind.

(14) Verlangt ein Mitgliedstaat, dass vom vorherigen Betreiber eingestelltes Personal vom

neu ausgewählten Betreiber eines öffentlichen Dienstes übernommen wird, so

sollten diesen Arbeitnehmern die Rechte gewährt werden, auf die sie Anspruch
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gehabt hätten, wenn ein Übergang im Sinne der Richtlinie 2001/23/EG des Rates1

erfolgt wäre. Es sollte den Mitgliedstaaten freistehen, derartige Vorschriften zu

erlassen.

(15) Die zuständigen Behörden sollten allen interessierten Parteien relevante

Informationen für die Vorbereitung eines Angebots im Rahmen eines

wettbewerblichen Vergabeverfahrens zur Verfügung stellen und dabei den legitimen

Schutz vertraulicher Geschäftsinformationen gewährleisten.

(16) Die Verpflichtung einer zuständigen Behörde, allen interessierten Parteien

wesentliche Informationen für die Vorbereitung eines Angebots im Rahmen eines

wettbewerblichen Vergabeverfahrens zur Verfügung zu stellen, sollte sich nicht auf

die Erstellung zusätzlicher Informationen erstrecken, wenn es solche Informationen

nicht gibt.

(17) Um den unterschiedlichen Gegebenheiten der territorialen und der politischen

Organisation der Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen, können öffentliche

Dienstleistungsaufträge von einer zuständigen Behörde vergeben werden, die aus

einer Gruppe von Behörden besteht. In solchen Fällen sollten klare Vorgaben

existieren, die die jeweiligen Funktionen dieser Behörden bei der Vergabe

öffentlicher Dienstleistungsaufträge bestimmen.

(18) In Anbetracht der unterschiedlichen Verwaltungsstrukturen in den Mitgliedstaaten

liegt im Falle von Aufträgen für die Erbringung öffentlicher

Schienenpersonenverkehrsdienste, die von einer Gruppe von zuständigen örtlichen

Behörden direkt vergeben werden, die Entscheidung, welche örtlichen Behörden für

„städtische Ballungsräume“ und „ländliche Gebiete“ zuständig sind, nach wie vor im

Ermessen der Mitgliedstaaten.

(19) Öffentliche Dienstleistungsaufträge für öffentliche Schienenpersonenverkehrsdienste

sollten — außer in den in dieser Verordnung dargelegten Fällen — auf der

Grundlage eines wettbewerblichen Vergabeverfahrens vergeben werden.

(20) Die Verfahren für die wettbewerbliche Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge

sollten allen Betreibern offen stehen, fair sein und den Grundsätzen der Transparenz

und Nichtdiskriminierung genügen.

(21) Im Falle außergewöhnlicher Umstände kann bei öffentlichen

Dienstleistungsaufträgen für öffentliche Schienenpersonenverkehrsdienste, die im

Wege eines wettbewerblichen Vergabeverfahrens vergeben werden, vorübergehend

eine direkte Vergabe neuer Aufträge erfolgen, um eine möglichst kostenwirksame

Erbringung der Dienstleistungen sicherzustellen. Derartige Aufträge, die sich auf

dieselben oder ähnliche gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen erstrecken, sollten

nicht verlängert werden.

(22) Wenn auf die Bekanntmachung der Absicht, ein wettbewerbliches Vergabeverfahren

durchzuführen, nur ein Betreiber sein Interesse bekundet, können die zuständigen

Behörden mit diesem Betreiber Verhandlungen aufnehmen, um den Auftrag ohne

weitere Bekanntmachung eines offenen Verfahrens zu vergeben.

(23) Die Mindestschwellen für direkt vergebene öffentliche Dienstleistungsaufträge

sollten angepasst werden, um die bei öffentlichen

Schienenpersonenverkehrsdiensten — im Vergleich zu den anderen unter

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates2

1 Richtlinie 200 1/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der
Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder
Betriebsteilen (ABl. L 82 vom 22.3.2001, S. 16).

2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23.
Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und
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fallenden Verkehrsträgern — höheren Volumen und Stückkosten zu berücksichtigen.

Höhere Schwellen sollten auch für öffentliche Schienenpersonenverkehrsdienste

gelten, bei denen der Schienenverkehrsanteil mehr als 50 % des Werts der

betreffenden Dienste entspricht.

(24) Die Schaffung des einheitlichen europäischen Eisenbahnraums erfordert

gemeinsame Regeln für die Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge in diesem

Sektor, wobei die spezifischen Gegebenheiten jedes Mitgliedstaats zu

berücksichtigen sind.

(25) Wenn bestimmte Voraussetzungen in Bezug auf Art und Struktur des betreffenden

Eisenbahnmarkts oder Schienennetzes erfüllt sind, sollten die zuständigen Behörden

befugt sein, öffentliche Dienstleistungsaufträge für öffentliche

Schienenpersonenverkehrsdienste direkt zu vergeben, wenn ein derartiger Auftrag

zu einer Verbesserung der Qualität der Dienste oder der Kosteneffizienz oder

beidem führen würde.

(26) Die zuständigen Behörden können Maßnahmen ergreifen, um den Wettbewerb

zwischen den Eisenbahnunternehmen zu steigern, indem sie die Zahl der Aufträge,

die sie an ein einzelnes Eisenbahnunternehmen vergeben, beschränken.

(27) Die Mitgliedstaaten sollten dafür Sorge tragen, dass ihr Rechtssystem die

Möglichkeit vorsieht, die Entscheidungen der zuständigen Behörde über die

Direktvergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge für öffentliche

Schienenpersonenverkehrsdienste nach einem leistungsgestützten Ansatz durch eine

unabhängige Stelle bewerten zu lassen. Dies könnte im Rahmen einer gerichtlichen

Überprüfung erfolgen.

(28) Bei der Vorbereitung wettbewerblicher Vergabeverfahren sollten die zuständigen

Behörden prüfen, ob Maßnahmen getroffen werden müssen, um einen effektiven

und diskriminierungsfreien Zugang zu geeignetem Rollmaterial zu gewährleisten. Die

zuständigen Behörden sollten den Prüfungsbericht öffentlich zugänglich machen.

(29) Bestimmte zentrale Merkmale anstehender wettbewerblicher Vergabeverfahren für

öffentliche Dienstleistungsaufträge müssen vollständig transparent sein, damit sich

der Markt besser darauf einstellen kann.

(30) Die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sollte daher entsprechend geändert werden

zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des
Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1).
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Artikel 1 Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieser Verordnung ist es, festzulegen,
wie die zuständigen Behörden unter Einhaltung
des Gemeinschaftsrechts im Bereich des
öffentlichen Personenverkehrs tätig werden
können, um die Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu
gewährleisten, die unter anderem zahlreicher,
sicherer, höherwertig oder preisgünstiger sind
als diejenigen, die das freie Spiel des Marktes
ermöglicht hätte. Hierzu wird in dieser
Verordnung festgelegt, unter welchen
Bedingungen die zuständigen Behörden den
Betreibern eines öffentlichen Dienstes eine
Ausgleichsleistung für die ihnen durch die
Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen verursachten Kosten und/oder
ausschließliche Rechte im Gegenzug für die
Erfüllung solcher Verpflichtungen gewähren,
wenn sie ihnen gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen auferlegen oder entsprechende
Aufträge vergeben.

[keine Änderung]

(2) Diese Verordnung gilt für den innerstaatlichen
und grenzüberschreitenden Personenverkehr
mit der Eisenbahn und andere Arten des
Schienenverkehrs sowie auf der Straße, mit
Ausnahme von Verkehrsdiensten, die
hauptsächlich aus Gründen historischen
Interesses oder zu touristischen Zwecken
betrieben werden. Die Mitgliedstaaten können
diese Verordnung auf den öffentlichen
Personenverkehr auf Binnenschifffahrtswegen
und, unbeschadet der Verordnung (EWG) Nr.
3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur
Anwendung des Grundsatzes des freien
Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr
zwischen den Mitgliedstaaten (Seekabotage) ,
auf das Meer innerhalb der Hoheitsgewässer
anwenden.

(2) Diese Verordnung gilt für den innerstaatlichen
und grenzüberschreitenden Personenverkehr
mit der Eisenbahn und andere Arten des
Schienenverkehrs sowie auf der Straße, mit
Ausnahme von Verkehrsdiensten, die
hauptsächlich aus Gründen historischen
Interesses oder zu touristischen Zwecken
betrieben werden. Vorbehaltlich der
Zustimmung der zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten, in deren Hoheitsgebiet die
Dienstleistungen erbracht werden, dürfen sich
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auf
öffentliche Verkehrsdienste auf
grenzüberschreitender Ebene erstrecken,
einschließlich jener, die örtliche und regionale
Verkehrsbedürfnisse erfüllen. Die
Mitgliedstaaten können diese Verordnung auf
den öffentlichen Personenverkehr auf
Binnenschifffahrtswegen und, unbeschadet der
Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom
7. Dezember 1992 zur Anwendung des
Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs
auf den Seeverkehr zwischen den
Mitgliedstaaten (Seekabotage) , auf das Meer
innerhalb der Hoheitsgewässer anwenden.

(3) Diese Verordnung gilt nicht für öffentliche
Baukonzessionen im Sinne von Artikel 1
Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 2004/17/EG
oder im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 der
Richtlinie 2004/18/EG.

[keine Änderung]

Artikel 2 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der [keine Änderung]
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Ausdruck

a) „öffentlicher Personenverkehr“
Personenbeförderungsleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, die für
die Allgemeinheit diskriminierungsfrei und
fortlaufend erbracht werden;

(aa)„öffentliche Schienenpersonenverkehrsdienste“
den öffentlichen Schienenpersonenverkehr mit
Ausnahme des Personenverkehrs auf anderen
schienengestützten Verkehrsträgern wie
Untergrund- oder Straßenbahnen;

b) „zuständige Behörde“ jede Behörde oder
Gruppe von Behörden eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten, die zur Intervention im
öffentlichen Personenverkehr in einem
bestimmten geografischen Gebiet befugt ist,
oder jede mit einer derartigen Befugnis
ausgestattete Einrichtung;

c) „zuständige örtliche Behörde“ jede zuständige
Behörde, deren geografischer
Zuständigkeitsbereich sich nicht auf das
gesamte Staatsgebiet erstreckt;

d) „Betreiber eines öffentlichen Dienstes“ jedes
privat- oder öffentlich-rechtliche Unternehmen
oder jede Gruppe von privat- oder öffentlich-
rechtlichen Unternehmen, das/die öffentliche
Personenverkehrsdienste betreibt, oder eine
öffentliche Einrichtung, die öffentliche
Personenverkehrsdienste durchführt;

e) „gemeinwirtschaftliche Verpflichtung“ eine von
der zuständigen Behörde festgelegte oder
bestimmte Anforderung im Hinblick auf die
Sicherstellung von im allgemeinen Interesse
liegenden öffentlichen
Personenverkehrsdiensten, die der Betreiber
unter Berücksichtigung seines eigenen
wirtschaftlichen Interesses nicht oder nicht im
gleichen Umfang oder nicht zu den gleichen
Bedingungen ohne Gegenleistung übernommen
hätte;

f) „ausschließliches Recht“ ein Recht, das einen
Betreiber eines öffentlichen Dienstes berechtigt,
bestimmte öffentliche Personenverkehrsdienste
auf einer bestimmten Strecke oder in einem
bestimmten Streckennetz oder Gebiet unter
Ausschluss aller anderen solchen Betreiber zu
erbringen;

g) „Ausgleichsleistung für gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen“ jeden Vorteil, insbesondere
finanzieller Art, der mittelbar oder unmittelbar
von einer zuständigen Behörde aus öffentlichen
Mitteln während des Zeitraums der Erfüllung
einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung oder
in Verbindung mit diesem Zeitraum gewährt
wird;

h) „Direktvergabe“ die Vergabe eines öffentlichen

[keine Änderung]
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Dienstleistungsauftrags an einen bestimmten
Betreiber eines
öffentlichenDienstesohneDurchführungeinesvor
herigenwettbewerblichen Vergabeverfahrens;

i) „öffentlicher Dienstleistungsauftrag“ einen oder
mehrere rechtsverbindliche Akte, die die
Übereinkunft zwischen einer zuständigen
Behörde und einem Betreiber eines öffentlichen
Dienstes bekunden, diesen Betreiber eines
öffentlichen Dienstes mit der Verwaltung und
Erbringung von öffentlichen
Personenverkehrsdiensten zu betrauen, die
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
unterliegen; gemäß der jeweiligen
Rechtsordnung der Mitgliedstaaten können
diese rechtsverbindlichen Akte auch in einer
Entscheidung der zuständigen Behörde
bestehen:

— die die Form eines Gesetzes oder einer
Verwaltungsregelung für den Einzelfall
haben kann oder

— die Bedingungen enthält, unter denen die
zuständige Behörde diese Dienstleistungen
selbst erbringt oder einen internen Betreiber
mit der Erbringung dieser Dienstleistungen
betraut;

j) „interner Betreiber“ eine rechtlich getrennte
Einheit, über die eine zuständige örtliche
Behörde — oder im Falle einer Gruppe von
Behörden wenigstens eine zuständige örtliche
Behörde — eine Kontrolle ausübt, die der
Kontrolle über ihre eigenen Dienststellen
entspricht;

k) „Wert“ den Wert eines Verkehrsdienstes, einer
Strecke, eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrags oder einer
Ausgleichsregelung des öffentlichen
Personenverkehrs, der den Gesamteinnahmen
— ohne Mehrwertsteuer — des Betreibers oder
der Betreiber eines öffentlichen Dienstes
entspricht, einschließlich der Ausgleichsleistung
der Behörden gleich welcher Art und aller
Einnahmen aus dem Fahrscheinverkauf, die
nicht an die betroffene zuständige Behörde
abgeführt werden;

l) „allgemeine Vorschrift“ eine Maßnahme, die
diskriminierungsfrei für alle öffentlichen
Personenverkehrsdienste derselben Art in einem
bestimmten geografischen Gebiet, das im
Zuständigkeitsbereich einer zuständigen
Behörde liegt, gilt;

m) „integrierte öffentliche
Personenverkehrsdienste“
Beförderungsleistungen, die innerhalb eines
festgelegten geografischen Gebiets im Verbund
erbracht werden und für die ein einziger
Informationsdienst, eine einzige
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Fahrausweisregelung und ein einziger Fahrplan
besteht.

Artikel 2a Spezifikation der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen

(1) Die zuständige Behörde legt Spezifikationen der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen für die
Erbringung öffentlicher
Personenverkehrsdienste und den
Anwendungsbereich dieser
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen gemäß
Artikel 2 Buchstabe e fest. Dies schließt die
Möglichkeit ein, kostendeckende Dienste mit
nicht kostendeckenden Diensten
zusammenzufassen.

Bei der Festlegung dieser Spezifikationen und
ihres Anwendungsbereichs trägt die zuständige
Behörde dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit im Einklang mit dem
Unionsrecht gebührend Rechnung.

Diese Spezifikationen müssen mit den
politischen Zielen, die in den Strategiepapieren
für den öffentlichen Verkehr in den
Mitgliedstaaten aufgeführt sind, in Einklang
stehen.

Inhalt und Format der Strategiepapiere für den
öffentlichen Verkehr und die Verfahren für die
Konsultation der einschlägigen
Interessengruppen werden nach Maßgabe der
nationalen Rechtsvorschriften festgelegt.

(2) Mit den Spezifikationen gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen und der entsprechenden
Ausgleichsleistung für finanzielle
Nettoauswirkungen gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen sollen

(a)die Ziele der Politik für den öffentlichen
Verkehr auf kostenwirksame Weise erreicht
werden und;

(b)die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbringung
öffentlicher Personenverkehrsdienste gemäß
den in der Politik für den öffentlichen
Verkehr festgelegten Anforderungen
langfristig gesichert werden.

Artikel 3 Öffentliche Dienstleistungsaufträge und allgemeine Vorschriften

(1) Gewährt eine zuständige Behörde dem
ausgewählten Betreiber ausschließliche Rechte
und/oder Ausgleichsleistungen gleich welcher
Art für die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen, so erfolgt dies im Rahmen
eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags.

(2) Abweichend von Absatz 1 können
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen zur

[keine Änderung]
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Festsetzung von Höchsttarifen für alle
Fahrgäste oder bestimmte Gruppen von
Fahrgästen auch Gegenstand allgemeiner
Vorschriften sein. Die zuständige Behörde
gewährt den Betreibern eines öffentlichen
Dienstes gemäß den in den Artikeln 4 und 6
und im Anhang festgelegten Grundsätzen eine
Ausgleichsleistung für die — positiven oder
negativen — finanziellen Auswirkungen auf die
Kosten und Einnahmen, die auf die Erfüllung
der in den allgemeinen Vorschriften
festgelegten tariflichen Verpflichtungen
zurückzuführen sind; dabei vermeidet sie eine
übermäßige Ausgleichsleistung. Dies gilt
ungeachtet des Rechts der zuständigen
Behörden, gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen zur Festsetzung von
Höchsttarifen in öffentliche
Dienstleistungsaufträge aufzunehmen.

(3) Unbeschadet der Artikel 73, 86, 87 und 88 des
Vertrags können die Mitgliedstaaten allgemeine
Vorschriften über die finanzielle Abgeltung von
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die
dazu dienen, Höchsttarife für Schüler,
Studenten, Auszubildende und Personen mit
eingeschränkter Mobilität festzulegen, aus dem
Anwendungsbereich dieser Verordnung
ausnehmen. Diese allgemeinen Vorschriften
sind nach Artikel 88 des Vertrags mitzuteilen.
Jede Mitteilung enthält vollständige
Informationen über die Maßnahme,
insbesondere Einzelheiten zur
Berechnungsmethode.

Artikel 4 Obligatorischer Inhalt öffentlicher Dienstleistungsaufträge und allgemeiner
Vorschriften

(1) In den öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
und den allgemeinen Vorschriften

a) sind die vom Betreiber eines öffentlichen
Dienstes zu erfüllenden
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und
die geografischen Geltungsbereiche klar zu
definieren;

b) sind zuvor in objektiver und transparenter
Weise aufzustellen:

i) die Parameter, anhand deren
gegebenenfalls die Ausgleichsleistung
berechnet wird, und

ii) die Art und der Umfang der
gegebenenfalls gewährten
Ausschließlichkeit;

dabei ist eine übermäßige Ausgleichsleistung
zu vermeiden.
Bei öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, die
gemäß Artikel 5 Absätze 2, 4, 5 und 6
vergeben werden, werden diese Parameter
so bestimmt, dass die Ausgleichsleistung den

(1) In den öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
und den allgemeinen Vorschriften

(a)sind die vom Betreiber eines öffentlichen
Dienstes zu erfüllenden
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die
in dieser Verordnung definiert und gemäß
Artikel 2a dieser Verordnung spezifiziert
sind, und die betreffenden geografischen
Geltungsbereiche klar festzulegen;

b) sind zuvor in objektiver und transparenter
Weise aufzustellen:

i) die Parameter, anhand deren
gegebenenfalls die Ausgleichsleistung
berechnet wird, und

ii) die Art und der Umfang der
gegebenenfalls gewährten
Ausschließlichkeit;

dabei ist eine übermäßige Ausgleichsleistung
zu vermeiden.
Bei öffentlichen Dienstleistungsaufträgen, die
nicht gemäß Artikel 5 Absatz 1, Absatz 3 oder
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Betrag nicht übersteigen kann, der
erforderlich ist, um die finanziellen
Nettoauswirkungen auf die Kosten und
Einnahmen zu decken, die auf die Erfüllung
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
zurückzuführen sind, wobei die vom
Betreiber eines öffentlichen Dienstes erzielten
und einbehaltenen Einnahmen und ein
angemessener Gewinn berücksichtigt wird;

Absatz 3b vergeben werden, werden diese
Parameter so bestimmt, dass die
Ausgleichsleistung den Betrag nicht
übersteigen kann, der erforderlich ist, um die
finanziellen Nettoauswirkungen auf die
Kosten und Einnahmen zu decken, die auf
die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen zurückzuführen sind, wobei
die vom Betreiber eines öffentlichen Dienstes
erzielten und einbehaltenen Einnahmen und
ein angemessener Gewinn berücksichtigt
werden;

c) sind die Durchführungsvorschriften für die
Aufteilung der Kosten, die mit der
Erbringung von Dienstleistungen in
Verbindung stehen, festzulegen. Diese
Kosten können insbesondere
Personalkosten, Energiekosten,
Infrastrukturkosten, Wartungs- und
Instandsetzungskosten für Fahrzeuge des
öffentlichen Personenverkehrs, das
Rollmaterial und für den Betrieb der
Personenverkehrsdienste erforderliche
Anlagen sowie die Fixkosten und eine
angemessene Kapitalrendite umfassen.

(2) In den öffentlichen Dienstleistungsaufträgen
und den allgemeinen Vorschriften sind die
Durchführungsvorschriften für die Aufteilung
der Einnahmen aus dem Fahrscheinverkauf
festzulegen, die entweder beim Betreiber eines
öffentlichen Dienstes verbleiben, an die
zuständige Behörde übergehen oder unter
ihnen aufgeteilt werden.

(3) Die öffentlichen Dienstleistungsaufträge sind
befristet und haben eine Laufzeit von höchstens
zehn Jahren für Busverkehrsdienste und von
höchstens 15 Jahren für
Personenverkehrsdienste mit der Eisenbahn
oder anderen schienengestützten
Verkehrsträgern. Die Laufzeit von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen, die mehrere
Verkehrsträger umfassen, ist auf 15 Jahre
beschränkt, wenn der Verkehr mit der
Eisenbahn oder anderen schienengestützten
Verkehrsträgern mehr als 50 % des Werts der
betreffenden Verkehrsdienste ausmacht.

(4) Falls erforderlich kann die Laufzeit des
öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter
Berücksichtigung der Amortisierungsdauer der
Wirtschaftsgüter um höchstens 50 % verlängert
werden, wenn der Betreiber eines öffentlichen
Dienstes einen wesentlichen Anteil der für die
Erbringung der Personenverkehrsdienste, die
Gegenstand des öffentlichen
Dienstleistungsauftrags sind, insgesamt
erforderlichen Wirtschaftsgüter bereitstellt und
diese vorwiegend an die

[keine Änderung]
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Personenverkehrsdienste gebunden sind, die
von dem Auftrag erfasst werden. Falls dies
durch Kosten, die aus der besonderen
geografischen Lage entstehen, gerechtfertigt
ist, kann die Laufzeit der in Absatz 3
beschriebenen öffentlichen
Dienstleistungsaufträge in den Gebieten in
äußerster Randlage um höchstens 50 %
verlängert werden.

Falls dies durch die Abschreibung von Kapital in
Verbindung mit außergewöhnlichen
Investitionen in Infrastruktur, Rollmaterial oder
Fahrzeuge gerechtfertigt ist und der öffentliche
Dienstleistungsauftrag in einem fairen
wettbewerblichen Vergabeverfahren vergeben
wurde, kann ein öffentlicher
Dienstleistungsauftrag eine längere Laufzeit
haben. Zur Gewährleistung der Transparenz in
diesem Fall muss die zuständige Behörde der
Kommission innerhalb von einem Jahr nach
Abschluss des Vertrags den öffentlichen
Dienstleistungsauftrag und die Elemente, die
seine längere Laufzeit rechtfertigen,
übermitteln.

(4a) Bei der Ausführung von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen halten Betreiber eines
öffentlichen Dienstes die nach dem
Unionsrecht, dem nationalen Recht oder
Tarifverträgen geltenden sozial- und
arbeitsrechtlichen Verpflichtungen ein.

(4b) Die Richtlinie 2001/23/EG findet
Anwendung auf den Wechsel des Betreibers
eines öffentlichen Dienstes, wenn ein solcher
Wechsel einen Unternehmensübergang im
Sinne jener Richtlinie darstellt.

(5) Unbeschadet des nationalen Rechts und des
Gemeinschaftsrechts, einschließlich
Tarifverträge zwischen den Sozialpartnern, kann
die zuständige Behörde den ausgewählten
Betreiber eines öffentlichen Dienstes
verpflichten, den Arbeitnehmern, die zuvor zur
Erbringung der Dienste eingestellt wurden, die
Rechte zu gewähren, auf die sie Anspruch
hätten, wenn ein Übergang im Sinne der
Richtlinie 2001/23/EG erfolgt wäre. Verpflichtet
die zuständige Behörde die Betreiber eines
öffentlichen Dienstes, bestimmte
Sozialstandards einzuhalten, so werden in den
Unterlagen des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens und den öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen die betreffenden
Arbeitnehmer aufgeführt und transparente
Angaben zu ihren vertraglichen Rechten und zu
den Bedingungen gemacht, unter denen sie als
in einem Verhältnis zu den betreffenden
Diensten stehend gelten.
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(6) Verpflichtet die zuständige Behörde die
Betreiber eines öffentlichen Dienstes im
Einklang mit nationalem Recht dazu, bestimmte
Qualitätsstandards einzuhalten, so werden
diese Standards in die Unterlagen des
wettbewerblichen Vergabeverfahrens und die
öffentlichen Dienstleistungsaufträge
aufgenommen.

(6) Verpflichtet die zuständige Behörde die
Betreiber eines öffentlichen Dienstes im
Einklang mit nationalem Recht dazu, bestimmte
Qualitäts- und Sozialstandards einzuhalten oder
stellt sie soziale und qualitative Kriterien auf, so
werden diese Standards und Kriterien in die
Unterlagen des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens und die öffentlichen
Dienstleistungsaufträge aufgenommen.
Derartige Unterlagen des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens und öffentliche
Dienstleistungsaufträge müssen gegebenenfalls
auch Angaben zu den Rechten und Pflichten in
Bezug auf die Übernahme von Personal, das
vom vorherigen Betreiber eingestellt worden
war, enthalten, unter gleichzeitiger Wahrung
der Richtlinie 2001/23/EG.

(7) In den Unterlagen des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens und den öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen ist transparent
anzugeben, ob und in welchem Umfang eine
Vergabe von Unteraufträgen in Frage kommt.
Werden Unteraufträge vergeben, so ist der mit
der Verwaltung und Erbringung von öffentlichen
Personenverkehrsdiensten nach Maßgabe dieser
Verordnung betraute Betreiber verpflichtet,
einen bedeutenden Teil der öffentlichen
Personenverkehrsdienste selbst zu erbringen.
Ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag, der
gleichzeitig Planung, Aufbau und Betrieb
öffentlicher Personenverkehrsdienste umfasst,
kann eine vollständige Übertragung des
Betriebs dieser Dienste an Unterauftragnehmer
vorsehen. Im öffentlichen
Dienstleistungsauftrag werden entsprechend
dem nationalen Recht und dem
Gemeinschaftsrecht die für eine Vergabe von
Unteraufträgen geltenden Bedingungen
festgelegt,

[keine Änderung]

(8) Öffentliche Dienstleistungsaufträge müssen den
Betreiber verpflichten, der zuständigen Behörde
alle für die Vergabe der öffentlichen
Dienstleistungsaufträge wesentlichen
Informationen zur Verfügung zu stellen; hierbei
ist der legitime Schutz vertraulicher
Geschäftsinformationen zu gewährleisten. Die
zuständigen Behörden stellen allen
interessierten Parteien relevante Informationen
für die Vorbereitung eines Angebots im Rahmen
eines wettbewerblichen Vergabeverfahrens zur
Verfügung und gewährleisten dabei den
legitimen Schutz vertraulicher
Geschäftsinformationen. Dazu gehören
Informationen über Fahrgastnachfrage, Tarife,
Kosten und Einnahmen im Zusammenhang mit
den öffentlichen Personenverkehrsdiensten, die
Gegenstand des wettbewerblichen
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Vergabeverfahrens sind, sowie Einzelheiten der
Infrastrukturspezifikationen, die für den Betrieb
der erforderlichen Fahrzeuge bzw. des
erforderlichen Rollmaterials relevant sind, um
interessierten Parteien die Abfassung fundierter
Geschäftspläne zu ermöglichen. Die
Schieneninfrastrukturbetreiber unterstützen die
zuständigen Behörden bei der Bereitstellung
aller einschlägigen Infrastrukturspezifikationen.
Die Nichteinhaltung der oben genannten
Bestimmungen ist Gegenstand einer rechtlichen
Überprüfung im Sinne von Artikel 5 Absatz 7.

Artikel 5 Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge

(1) Öffentliche Dienstleistungsaufträge werden
nach Maßgabe dieser Verordnung vergeben.
Dienstleistungsaufträge oder öffentliche
Dienstleistungsaufträge gemäß der Definition in
den Richtlinien 2004/17/EG oder 2004/18/EG
für öffentliche Personenverkehrsdienste mit
Bussen und Straßenbahnen werden jedoch
gemäß den in jenen Richtlinien vorgesehenen
Verfahren vergeben, sofern die Aufträge nicht
die Form von Dienstleistungskonzessionen im
Sinne jener Richtlinien annehmen. Werden
Aufträge nach den Richtlinien 2004/17/EG oder
2004/18/EG vergeben, so sind die Absätze 2 bis
6 des vorliegenden Artikels nicht anwendbar.

[keine Änderung]

(2) Sofern dies nicht nach nationalem Recht
untersagt ist, kann jede zuständige örtliche
Behörde — unabhängig davon, ob es sich dabei
um eine einzelne Behörde oder eine Gruppe von
Behörden handelt, die integrierte öffentliche
Personenverkehrsdienste anbietet —
beschließen, selbst öffentliche
Personenverkehrsdienste zu erbringen oder
öffentliche Dienstleistungsaufträge direkt an
eine rechtlich getrennte Einheit zu vergeben,
über die die zuständige örtliche Behörde — oder
im Falle einer Gruppe von Behörden wenigstens
eine zuständige örtliche Behörde — eine
Kontrolle ausübt, die der Kontrolle über ihre
eigenen Dienststellen entspricht. Fasst eine
zuständige örtliche Behörde diesen Beschluss,
so gilt Folgendes:

(2) Sofern dies nicht nach nationalem Recht
untersagt ist, kann jede zuständige örtliche
Behörde — unabhängig davon, ob es sich dabei
um eine einzelne Behörde oder eine Gruppe von
Behörden handelt, die integrierte öffentliche
Personenverkehrsdienste anbietet —
entscheiden, selbst öffentliche
Personenverkehrsdienste zu erbringen oder
öffentliche Dienstleistungsaufträge direkt an
eine rechtlich getrennte Einheit zu vergeben,
über die die zuständige örtliche Behörde — oder
im Falle einer Gruppe von Behörden wenigstens
eine zuständige örtliche Behörde — eine
Kontrolle ausübt, die der Kontrolle über ihre
eigenen Dienststellen entspricht.

Im Falle öffentlicher
Schienenpersonenverkehrsdienste kann die im
ersten Unterabsatz genannte Gruppe von
Behörden ausschließlich aus zuständigen
örtlichen Behörden bestehen, deren
geografischer Zuständigkeitsbereich sich nicht
auf das gesamte Staatsgebiet erstreckt. Der in
Unterabsatz 1 genannte öffentliche
Personenverkehrsdienst oder öffentliche
Dienstleistungsauftrag darf nur den
Verkehrsbedarf städtischer Ballungsräume und
ländlicher Gebiete oder beides decken. Fasst
eine zuständige örtliche Behörde diesen
Beschluss, so gilt Folgendes:
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a) Um festzustellen, ob die zuständige örtliche
Behörde diese Kontrolle ausübt, sind
Faktoren zu berücksichtigen, wie der
Umfang der Vertretung in Verwaltungs-,
Leitungs- oder Aufsichtsgremien,
diesbezügliche Bestimmungen in der
Satzung, Eigentumsrechte, tatsächlicher
Einfluss auf und tatsächliche Kontrolle über
strategische Entscheidungen und einzelne
Managemententscheidungen. Im Einklang
mit dem Gemeinschaftsrecht ist zur
Feststellung, dass eine Kontrolle im Sinne
dieses Absatzes gegeben ist, —
insbesondere bei öffentlich-privaten
Partnerschaften — nicht zwingend
erforderlich, dass die zuständige Behörde zu
100 % Eigentümer ist, sofern ein
beherrschender öffentlicher Einfluss besteht
und aufgrund anderer Kriterien festgestellt
werden kann, dass eine Kontrolle ausgeübt
wird.

b) Die Voraussetzung für die Anwendung
dieses Absatzes ist, dass der interne
Betreiber und jede andere Einheit, auf die
dieser Betreiber einen auch nur
geringfügigen Einfluss ausübt, ihre
öffentlichen Personenverkehrsdienste
innerhalb des Zuständigkeitsgebiets der
zuständigen örtlichen Behörde ausführen —
ungeachtet der abgehenden Linien oder
sonstiger Teildienste, die in das
Zuständigkeitsgebiet benachbarter
zuständiger örtlicher Behörden führen —
und nicht an außerhalb des
Zuständigkeitsgebiets der zuständigen
örtlichen Behörde organisierten
wettbewerblichen Vergabeverfahren für die
Erbringung von öffentlichen
Personenverkehrsdiensten teilnehmen.

c) Ungeachtet des Buchstabens b kann ein
interner Betreiber frühestens zwei Jahre vor
Ablauf des direkt an ihn vergebenen
Auftrags an fairen wettbewerblichen
Vergabeverfahren teilnehmen, sofern
endgültig beschlossen wurde, die
öffentlichen Personenverkehrsdienste, die
Gegenstand des Auftrags des internen
Betreibers sind, im Rahmen eines fairen
wettbewerblichen Vergabeverfahrens zu
vergeben und der interne Betreiber nicht
Auftragnehmer anderer direkt vergebener
öffentlicher Dienstleistungsaufträge ist.

d) Gibt es keine zuständige örtliche Behörde, so
gelten die Buchstaben a, b und c für die
nationalen Behörden in Bezug auf ein
geografisches Gebiet, das sich nicht auf das
gesamte Staatsgebiet erstreckt, sofern der

[keine Änderung]
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interne Betreiber nicht an wettbewerblichen
Vergabeverfahren für die Erbringung von
öffentlichen Personenverkehrsdiensten
teilnimmt, die außerhalb des Gebiets, für das
der öffentliche Dienstleistungsauftrag erteilt
wurde, organisiert werden.

e) Kommt eine Unterauftragsvergabe nach
Artikel 4 Absatz 7 in Frage, so ist der interne
Betreiber verpflichtet, den überwiegenden
Teil des öffentlichen
Personenverkehrsdienstes selbst zu
erbringen.

(3) Werden die Dienste Dritter, die keine internen
Betreiber sind, in Anspruch genommen, so
müssen die zuständigen Behörden die
öffentlichen Dienstleistungsaufträge außer in
den in den Absätzen 4, 5 und 6 vorgesehenen
Fällen im Wege eines wettbewerblichen
Vergabeverfahrens vergeben. Das für die
wettbewerbliche Vergabe angewandte
Verfahren muss allen Betreibern offen stehen,
fair sein und den Grundsätzen der Transparenz
und Nichtdiskriminierung genügen. Nach
Abgabe der Angebote und einer eventuellen
Vorauswahl können in diesem Verfahren unter
Einhaltung dieser Grundsätze Verhandlungen
geführt werden, um festzulegen, wie der
Besonderheit oder Komplexität der
Anforderungen am besten Rechnung zu tragen
ist.

(3) Werden die Dienste Dritter, die keine internen
Betreiber sind, in Anspruch genommen, so
müssen die zuständigen Behörden die
öffentlichen Dienstleistungsaufträge außer in
den in den Absätzen 3a, 4, 4a, 4b, 5 und 6
vorgesehenen Fällen im Wege eines
wettbewerblichen Vergabeverfahrens vergeben.
Das für die wettbewerbliche Vergabe
angewandte Verfahren muss allen Betreibern
offen stehen, fair sein und den Grundsätzen der
Transparenz und Nichtdiskriminierung genügen.
Nach Abgabe der Angebote und einer
eventuellen Vorauswahl können in diesem
Verfahren unter Einhaltung dieser Grundsätze
Verhandlungen geführt werden, um
festzulegen, wie der Besonderheit oder
Komplexität der Anforderungen am besten
Rechnung zu tragen ist.

(3a) Sofern dies nicht nach nationalem Recht
untersagt ist, kann bei öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen für öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste, die im Wege
eines wettbewerblichen Vergabeverfahrens
vergeben werden, die zuständige Behörde
entscheiden, vorübergehend neue Aufträge
direkt zu vergeben, wenn sie der Auffassung ist,
dass die direkte Vergabe durch
außergewöhnliche Umstände gerechtfertigt ist.
Derartige außergewöhnliche Umstände
umfassen auch Fälle, in denen

– eine Reihe wettbewerblicher
Vergabeverfahren bereits von der
zuständigen Behörde oder anderen
zuständigen Behörden durchgeführt werden,
die die Zahl und die Qualität der Angebote
beeinträchtigen könnten, welche
voraussichtlich eingehen, wenn der Auftrag
im Wege eines wettbewerblichen
Vergabeverfahrens vergeben würde, oder

– Änderungen am Umfang eines oder
mehrerer öffentlicher
Dienstleistungsaufträge erforderlich sind, um
die Erbringung öffentlicher Dienste zu
optimieren.

Die zuständige Behörde erlässt eine mit



Artikel 5 Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge

VO 1370 VO 2016/2338

Synopse Änderungsverordnung 2016/2338 zur VO 1370

KCW GmbH Seite 16

Gründen versehene Entscheidung und
unterrichtet die Kommission unverzüglich
hiervon.

Die Laufzeit der gemäß diesem Absatz
vergebenen Aufträge muss in einem
angemessenen Verhältnis zu dem jeweiligen
außergewöhnlichen Umstand stehen und darf in
keinem Fall fünf Jahre überschreiten.

Die zuständige Behörde veröffentlicht solche
Aufträge, wobei sie den legitimen Schutz
vertraulicher Geschäftsinformationen und
geschäftlicher Interessen berücksichtigt.

Der nachfolgende Auftrag für dieselben
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen wird
nicht auf der Grundlage dieser Bestimmung
vergeben.

(3b) Bei der Anwendung von Absatz 3 können
die zuständigen Behörden die Anwendung des
folgenden Verfahrens beschließen:

Die zuständigen Behörden können die von
ihnen beabsichtigte Vergabe eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrags für öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste durch
Veröffentlichung einer Bekanntmachung im
Amtsblatt der Europäischen Union
bekanntgeben.

Diese Bekanntmachung muss eine ausführliche
Beschreibung der Dienstleistungen, die
Gegenstand des zu vergebenden Auftrags sind,
sowie Angaben zur Art und Laufzeit des
Auftrags enthalten.

Die Betreiber können ihr Interesse innerhalb
einer von der zuständigen Behörde
festgesetzten Frist bekunden, die mindestens
60 Tage ab Veröffentlichung der
Bekanntmachung betragen muss.

Wenn nach Ablauf dieser Frist

a) nur ein Betreiber Interesse bekundet hat, an
dem Verfahren zur Vergabe des öffentlichen
Dienstleistungsauftrags teilzunehmen,

b) dieser Betreiber ordnungsgemäß
nachgewiesen hat, dass er tatsächlich in der
Lage sein wird, die Verkehrsdienstleistung
unter Einhaltung der im öffentlichen
Dienstleistungsauftrag festgelegten
Verpflichtungen zu erbringen,

c) der mangelnde Wettbewerb nicht das
Ergebnis einer künstlichen Einschränkung
der Parameter der Auftragsvergabe ist und

d) keine vernünftige Alternative besteht,

können die zuständigen Behörden mit diesem
Betreiber Verhandlungen aufnehmen, um den
Auftrag ohne weitere Veröffentlichung eines
offenen Verfahrens zu vergeben.

(4) Sofern dies nicht nach nationalem Recht (4) Sofern dies nicht nach nationalem Recht
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untersagt ist, können die zuständigen Behörden
entscheiden, öffentliche
Dienstleistungsaufträge, die entweder einen
geschätzten Jahresdurchschnittswert von
weniger als 1 000 000 EUR oder eine jährliche
öffentliche Personenverkehrsleistung von
weniger als 300 000 km aufweisen, direkt zu
vergeben.

Im Falle von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen, die direkt an kleine
oder mittlere Unternehmen, die nicht mehr als
23 Fahrzeuge betreiben, vergeben werden,
können diese Schwellen entweder auf einen
geschätzten Jahresdurchschnittswert von
weniger als 2 000 000 EUR oder eine jährliche
öffentliche Personenverkehrsleistung von
weniger als 600 000 km erhöht werden.

untersagt ist, kann die zuständige Behörde
entscheiden, öffentliche Dienstleistungsaufträge
direkt zu vergeben, wenn

(a) ihr Jahresdurchschnittswert auf weniger als
1 000 000 EUR bzw. — im Fall eines
öffentlichen Dienstleistungsauftrags, der
öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste beinhaltet
— weniger als 7 500 000 EUR geschätzt wird
oder

(b)sie eine jährliche öffentliche
Personenverkehrsleistung von weniger als
300 000 km bzw. — im Fall eines
öffentlichen Dienstleistungsauftrags, der
öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste beinhaltet
— von weniger als 500 000 km aufweisen.

Im Falle von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen, die direkt an kleine
oder mittlere Unternehmen vergeben werden,
die nicht mehr als 23 Straßenfahrzeuge
betreiben, können diese Schwellen entweder
auf einen geschätzten Jahresdurchschnittswert
von weniger als 2 000 000 EUR oder auf eine
jährliche öffentliche Personenverkehrsleistung
von weniger als 600 000 km erhöht werden.

4a. Sofern dies nicht nach nationalem Recht
untersagt ist, kann die zuständige Behörde
entscheiden, öffentliche Dienstleistungsaufträge
für öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste direkt zu
vergeben, wenn

(a) ihres Erachtens die Direktvergabe aufgrund
der jeweiligen strukturellen und
geografischen Merkmale des Marktes und
des betreffenden Netzes, und insbesondere
der Größe, Nachfragemerkmale,
Netzkomplexität, technischen und
geografischen Abgeschnitten- bzw.
Abgeschiedenheit sowie der von dem
Auftrag abgedeckten Dienste gerechtfertigt
ist und

(b) ein derartiger Auftrag zu einer Verbesserung
der Qualität der Dienste oder der
Kosteneffizienz oder beidem im Vergleich zu
dem zuvor vergebenen öffentlichen
Dienstleistungsauftrag führen würde.

Auf dieser Grundlage veröffentlicht die
zuständige Behörde eine mit Gründen
versehene Entscheidung und unterrichtet die
Kommission innerhalb eines Monats nach der
Veröffentlichung hiervon. Die zuständige
Behörde kann die Vergabe des Auftrags
fortsetzen.

Bei den Mitgliedstaaten, bei denen am 24.
Dezember 2017 das maximale jährliche
Verkehrsaufkommen weniger als 23 Mio.
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Zugkilometer beträgt und auf nationaler Ebene
nur eine zuständige Behörde und nur ein
Dienstleistungsauftrag für öffentliche
Personenverkehrsdienste besteht, der das
gesamte Netz umfasst, wird davon
ausgegangen, dass sie die Bedingungen gemäß
Buchstabe a erfüllen. Wenn eine zuständige
Behörde aus einem dieser Mitgliedstaaten
beschließt, einen öffentlichen
Dienstleistungsauftrag direkt zu vergeben, so
unterrichtet der betreffende Mitgliedstaat die
Kommission hiervon. Das Vereinigte Königreich
kann beschließen, diesen Unterabsatz auf
Nordirland anzuwenden.

Wenn die zuständige Behörde beschließt, einen
öffentlichen Dienstleistungsauftrag direkt zu
vergeben, legt sie messbare, transparente und
überprüfbare Leistungsanforderungen fest.
Diese Anforderungen werden in den Auftrag
aufgenommen.

Die Leistungsanforderungen erstrecken sich
insbesondere auf folgende Aspekte:
Pünktlichkeit der Dienste, Frequenz des
Zugbetriebs, Qualität des Rollmaterials und
Personenbeförderungskapazität.

Der Auftrag muss spezifische
Leistungsindikatoren beinhalten, die der
zuständigen Behörde regelmäßige Bewertungen
ermöglichen. Der Auftrag muss außerdem
wirksame und abschreckende Maßnahmen
beinhalten, die zu verhängen sind, wenn das
Eisenbahnunternehmen die
Leistungsanforderungen nicht erfüllt.

Die zuständige Behörde führt regelmäßig
Bewertungen durch, ob das
Eisenbahnunternehmen seine Ziele hinsichtlich
der Erfüllung der im Auftrag festgelegten
Leistungsanforderungen erreicht hat, und gibt
ihre Erkenntnisse öffentlich bekannt. Diese
regelmäßigen Bewertungen finden mindestens
alle fünf Jahre statt. Die zuständige Behörde
ergreift rechtzeitig angemessene Maßnahmen,
einschließlich der Verhängung wirksamer und
abschreckender Vertragsstrafen, falls die
erforderlichen Verbesserungen bei der Qualität
der Dienste oder der Kosteneffizienz oder
beidem nicht verwirklicht werden. Die
zuständige Behörde kann den nach dieser
Bestimmung vergebenen Auftrag jederzeit ganz
oder teilweise aussetzen oder kündigen, wenn
der Betreiber die Leistungsanforderungen nicht
erfüllt;

4b Sofern dies nicht nach nationalem Recht
untersagt ist, kann die zuständige Behörde
entscheiden, öffentliche Dienstleistungsaufträge
für öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste direkt zu
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vergeben, wenn diese nur den Betrieb von
Schienenpersonenverkehrsdiensten durch einen
Betreiber betreffen, der gleichzeitig die gesamte
Eisenbahninfrastruktur, auf der die
Dienstleistungen erbracht werden, oder den
größten Teil davon verwaltet, wenn diese
Eisenbahninfrastruktur gemäß Artikel 2 Absatz 3
Buchstabe a oder b der Richtlinie 2012/34/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates*
von der Anwendung der Artikel 7, 7a, 7b, 7c,
7d, 8 und 13 sowie des Kapitels IV jener
Richtlinie ausgenommen ist.

Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 darf die
Laufzeit der gemäß diesem Absatz und gemäß
Absatz 4a direkt vergebenen Aufträge zehn
Jahre nicht überschreiten, es sei denn, Artikel 4
Absatz 4 findet Anwendung.

Die gemäß diesem Absatz und gemäß Absatz 4a
vergebenen Aufträge werden veröffentlicht,
wobei der legitime Schutz vertraulicher
Geschäftsinformationen und geschäftlicher
Interessen zu berücksichtigen ist.

* Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 21. November
2012 zur Schaffung eines einheitlichen
europäischen Eisenbahnraums (ABl. L 343
vom 14.12.2012, S. 32).

(5) Die zuständige Behörde kann im Fall einer
Unterbrechung des Verkehrsdienstes oder bei
unmittelbarer Gefahr des Eintretens einer
solchen Situation eine Notmaßnahme ergreifen.
Diese Notmaßnahme besteht in der
Direktvergabe oder einer förmlichen
Vereinbarung über die Ausweitung eines
öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder einer
Auflage, bestimmte gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen zu übernehmen. Der Betreiber
eines öffentlichen Dienstes hat das Recht,
gegen den Beschluss zur Auferlegung der
Übernahme bestimmter gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen Widerspruch einzulegen. Die
Vergabe oder Ausweitung eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrags als Notmaßnahme oder
die Auferlegung der Übernahme eines
derartigen Auftrags ist für längstens zwei Jahre
zulässig.

(5) Die zuständige Behörde kann im Fall einer
Unterbrechung des Verkehrsdienstes oder bei
unmittelbarer Gefahr des Eintretens einer
solchen Situation Notmaßnahmen ergreifen.

Die Notmaßnahmen bestehen in der
Direktvergabe oder einer förmlichen
Vereinbarung über die Ausweitung eines
öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder einer
Auflage, bestimmte gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen zu übernehmen. Der Betreiber
eines öffentlichen Dienstes hat das Recht,
gegen den Beschluss zur Auferlegung der
Übernahme bestimmter gemeinwirtschaftlicher
Verpflichtungen Widerspruch einzulegen. Der
Zeitraum, für den ein öffentlicher
Dienstleistungsauftrag als Notmaßnahme
vergeben, ausgeweitet oder dessen Übernahme
auferlegt wird, darf zwei Jahre nicht
überschreiten.

(6) Sofern dies nicht nach nationalem Recht
untersagt ist, können die zuständigen Behörden
entscheiden, öffentliche Dienstleistungsaufträge
im Eisenbahnverkehr — mit Ausnahme anderer
schienengestützter Verkehrsträger wie
Untergrund- oder Straßenbahnen — direkt zu
vergeben. Abweichend von Artikel 4 Absatz 3
haben diese Aufträge eine Höchstlaufzeit von
zehn Jahren, soweit nicht Artikel 4 Absatz 4
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anzuwenden ist.

(6a) Um den Wettbewerb zwischen den
Eisenbahnunternehmen zu steigern, können die
zuständigen Behörden entscheiden, dass
Aufträge für öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste, die Teile
desselben Netzes oder Streckenpakets
betreffen, an unterschiedliche
Eisenbahnunternehmen zu vergeben sind. Zu
diesem Zweck können die zuständigen
Behörden vor Beginn des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens entscheiden, die Zahl der
Aufträge zu begrenzen, die an ein und dasselbe
Eisenbahnunternehmen vergeben werden.

(7) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die
gemäß den Absätzen 2 bis 6 getroffenen
Entscheidungen wirksam und rasch auf Antrag
einer Person überprüft werden können, die ein
Interesse daran hat bzw. hatte, einen
bestimmten Auftrag zu erhalten, und die angibt,
durch einen Verstoß dieser Entscheidungen
gegen Gemeinschaftsrecht oder nationale
Vorschriften zur Durchführung des
Gemeinschaftsrechts geschädigt zu sein oder
geschädigt werden zu können.

Sind die für die Nachprüfungsverfahren
zuständigen Stellen keine Gerichte, so sind ihre
Entscheidungen stets schriftlich zu begründen.
In einem solchem Fall ist ferner zu
gewährleisten, dass Beschwerden aufgrund
rechtswidriger Handlungen der
Nachprüfungsstellen oder aufgrund fehlerhafter
Ausübung der diesen übertragenen Befugnisse
der gerichtlichen Überprüfung oder der
Überprüfung durch andere Stellen, die Gerichte
im Sinne von Artikel 234 des Vertrags und
unabhängig von der vertragsschließenden
Behörde und der Nachprüfungsstellen sind,
unterzogen werden können.

(7) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die
gemäß den Absätzen 2 bis 6 getroffenen
Entscheidungen wirksam und rasch auf Antrag
einer Person überprüft werden können, die ein
Interesse daran hat bzw. hatte, einen
bestimmten Auftrag zu erhalten, und die angibt,
durch einen Verstoß dieser Entscheidungen
gegen Gemeinschaftsrecht oder nationale
Vorschriften zur Durchführung des
Gemeinschaftsrechts geschädigt zu sein oder
geschädigt werden zu können.

Für Fälle gemäß den Absätzen 4a und 4b
beinhalten diese Maßnahmen die Möglichkeit,
eine Bewertung der von der zuständigen
Behörde getroffenen und mit Gründen
versehenen Entscheidung durch eine von dem
betreffenden Mitgliedstaat benannte
unabhängige Stelle zu verlangen. Das Ergebnis
dieser Bewertung wird im Einklang mit
nationalem Recht öffentlich zugänglich
gemacht.

Sind die für die Nachprüfungsverfahren
zuständigen Stellen keine Gerichte, so sind ihre
Entscheidungen stets schriftlich zu begründen.
In einem solchem Fall ist ferner zu
gewährleisten, dass Beschwerden aufgrund
rechtswidriger Handlungen der
Nachprüfungsstellen oder aufgrund fehlerhafter
Ausübung der diesen übertragenen Befugnisse
der gerichtlichen Überprüfung oder der
Überprüfung durch andere Stellen, die Gerichte
im Sinne von Artikel 234 des Vertrags und
unabhängig von der vertragsschließenden
Behörde und der Nachprüfungsstellen sind,
unterzogen werden können.

Artikel 5a Eisenbahn-Rollmaterial

(1) Im Hinblick auf die Einleitung eines
wettbewerblichen Vergabeverfahrens prüfen die
zuständigen Behörden, ob Maßnahmen
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getroffen werden müssen, um einen effektiven
und diskriminierungsfreien Zugang zu
geeignetem Rollmaterial zu gewährleisten. Bei
dieser Prüfung wird berücksichtigt, ob es auf
dem betreffenden Markt Leasing-Unternehmen
für Rollmaterial oder sonstige Marktteilnehmer,
die das Leasing von Rollmaterial anbieten, gibt.
Der Prüfungsbericht wird öffentlich zugänglich
gemacht.

(2) Die zuständigen Behörden können im Einklang
mit dem nationalen Recht und unter Einhaltung
der Vorschriften über staatliche Beihilfen
entscheiden, angemessene Maßnahmen zur
Gewährleistung eines effektiven und
diskriminierungsfreien Zugangs zu geeignetem
Rollmaterial zu ergreifen. Diese Maßnahmen
können Folgendes umfassen:

(a)den Erwerb des für die Ausführung des
öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu
verwendenden Rollmaterials durch die
zuständige Behörde im Hinblick auf die
Bereitstellung für den ausgewählten
Betreiber des öffentlichen Dienstes zu
Marktpreisen oder als Teil des öffentlichen
Dienstleistungsauftrags gemäß Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 6 und
gegebenenfalls dem Anhang,

(b)die Übernahme einer Bürgschaft durch die
zuständige Behörde für die Finanzierung des
für die Ausführung des öffentlichen
Dienstleistungsauftrags zu verwendenden
Rollmaterials zu Marktpreisen oder als Teil
des öffentlichen Dienstleistungsauftrags
gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b,
Artikel 6 und, soweit er anzuwenden ist,
dem Anhang, einschließlich einer Bürgschaft
zur Abdeckung des Restwertrisikos,

(c) das Eingehen einer Verpflichtung der
zuständigen Behörde in dem öffentlichen
Dienstleistungsauftrag, das Rollmaterial zu
vorab definierten finanziellen Konditionen
am Ende der Laufzeit des Auftrags zu
Marktpreisen zu übernehmen, oder

(d) die Zusammenarbeit mit anderen
zuständigen Behörden, um einen größeren
Rollmaterialpark zu schaffen.

(3) Wenn einem neuen Betreiber eines öffentlichen
Verkehrsdienstes Rollmaterial zur Verfügung
gestellt wird, nimmt die zuständige Behörde alle
verfügbaren Informationen über die Kosten für
die Instandhaltung des Rollmaterials und seinen
physischen Zustand in die Vergabeunterlagen
auf.

Artikel 6 Ausgleichsleistung für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen

(1) Jede Ausgleichsleistung im Zusammenhang mit (1) Jede Ausgleichsleistung im Zusammenhang mit
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einer allgemeinen Vorschrift oder einem
öffentlichen Dienstleistungsauftrag entspricht
unabhängig von den Vergabemodalitäten den
Bestimmungen des Artikels 4. Jede wie auch
immer beschaffene Ausgleichsleistung im
Zusammenhang mit einem öffentlichen
Dienstleistungsauftrag, der in Übereinstimmung
mit Artikel 5 Absätze 2, 4, 5 oder 6 direkt
vergeben wurde, oder im Zusammenhang mit
einer allgemeinen Vorschrift unterliegt darüber
hinaus den Bestimmungen des Anhangs.

einer allgemeinen Vorschrift oder einem
öffentlichen Dienstleistungsauftrag entspricht
unabhängig von den Vergabemodalitäten dem
Artikel 4. Jede wie auch immer beschaffene
Ausgleichsleistung im Zusammenhang mit
einem öffentlichen Dienstleistungsauftrag, der
nicht gemäß Artikel 5 Absatz 1, Absatz 3 oder
Absatz 3b vergeben wurde, oder im
Zusammenhang mit einer allgemeinen
Vorschrift steht, unterliegt darüber hinaus den
Bestimmungen des Anhangs.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission
auf deren schriftliche Aufforderung binnen drei
Monaten oder einer anderen in der
Aufforderung gesetzten längeren Frist alle
Informationen, die diese für erforderlich hält,
um festzustellen, ob eine gewährte
Ausgleichsleistung mit dieser Verordnung
vereinbar ist.

[keine Änderung]

Artikel 7 Veröffentlichung

(1) Jede zuständige Behörde macht einmal jährlich
einen Gesamtbericht über die in ihren
Zuständigkeitsbereich fallenden
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die
ausgewählten Betreiber eines öffentlichen
Dienstes sowie die diesen Betreibern zur
Abgeltung gewährten Ausgleichsleistungen und
ausschließlichen Rechte öffentlich zugänglich.
Dieser Bericht unterscheidet nach Busverkehr
und schienengebundenem Verkehr, er muss
eine Kontrolle und Beurteilung der Leistungen,
der Qualität und der Finanzierung des
öffentlichen Verkehrsnetzes ermöglichen und
gegebenenfalls Informationen über Art und
Umfang der gewährten Ausschließlichkeit
enthalten.

(1) Jede zuständige Behörde macht einmal jährlich
einen Gesamtbericht über die in ihren
Zuständigkeitsbereich fallenden
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
öffentlich zugänglich. Dieser Bericht beinhaltet
den Beginn und die Laufzeit der öffentlichen
Dienstleistungsaufträge, die ausgewählten
Betreiber öffentlicher Dienste sowie die diesen
Betreibern zur Abgeltung gewährten
Ausgleichsleistungen und ausschließlichen
Rechte. Der Bericht unterscheidet nach
Busverkehr und schienengebundenem Verkehr,
er muss eine Kontrolle und Beurteilung der
Leistungen, der Qualität und der Finanzierung
des öffentlichen Verkehrsnetzes ermöglichen
und gegebenenfalls Informationen über Art und
Umfang der gewährten Ausschließlichkeit
enthalten. Der Bericht muss ferner die
politischen Ziele, wie sie in den
Strategiepapieren für den öffentlichen Verkehr
in dem betreffenden Mitgliedstaat aufgeführt
sind, berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten
erleichtern den Zugang zu diesen Berichten,
zum Beispiel über ein gemeinsames Internet-
Portal.

(2) Jede zuständige Behörde ergreift die
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass spätestens ein Jahr vor Einleitung des
wettbewerblichen Vergabeverfahrens oder ein
Jahr vor der Direktvergabe mindestens die
folgenden Informationen im Amtsblatt der
Europäischen Union veröffentlicht werden:

a) der Name und die Anschrift der zuständigen
Behörde;

b) die Art des geplanten Vergabeverfahrens;

(2) Jede zuständige Behörde ergreift die
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass spätestens ein Jahr vor Einleitung des
wettbewerblichen Vergabeverfahrens oder ein
Jahr vor der Direktvergabe mindestens die
folgenden Informationen im Amtsblatt der
Europäischen Union veröffentlicht werden:

a) der Name und die Anschrift der zuständigen
Behörde;

b) die Art des geplanten Vergabeverfahrens;
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c) die von der Vergabe möglicherweise
betroffenen Dienste und Gebiete. Die
zuständigen Behörden können beschließen,
diese Informationen nicht zu veröffentlichen,
wenn der öffentliche Dienstleistungsauftrag
eine jährliche öffentliche
Personenverkehrsleistung von weniger als
50 000 km aufweist.

Sollten sich diese Informationen nach ihrer
Veröffentlichung ändern, so hat die zuständige
Behörde so rasch wie möglich eine Berichtigung zu
veröffentlichen. Diese Berichtigung erfolgt
unbeschadet des Zeitpunkts der Einleitung der
Direktvergabe oder des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens. Dieser Absatz findet keine
Anwendung auf Artikel 5 Absatz 5.

c) die von der Vergabe möglicherweise
betroffenen Dienste und Gebiete. Die
zuständigen Behörden können beschließen,
diese Informationen nicht zu veröffentlichen,
wenn der öffentliche Dienstleistungsauftrag
eine jährliche öffentliche
Personenverkehrsleistung von weniger als
50 000 km aufweist.

(d)der geplante Beginn und die geplante
Laufzeit des öffentlichen
Dienstleistungsauftrags.

Sollten sich diese Informationen nach ihrer
Veröffentlichung ändern, so hat die zuständige
Behörde so rasch wie möglich eine Berichtigung zu
veröffentlichen. Diese Berichtigung erfolgt
unbeschadet des Zeitpunkts der Einleitung der
Direktvergabe oder des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens. Dieser Absatz findet keine
Anwendung auf Artikel 5 Absatz 5.

(3) Bei der Direktvergabe von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen im Eisenbahnverkehr
nach Artikel 5 Absatz 6 macht die zuständige
Behörde innerhalb eines Jahres nach der
Auftragsvergabe folgende Informationen
öffentlich zugänglich:

a) den Namen des Auftraggebers, seine
Eigentümer sowie gegebenenfalls den/die
Namen der Partei oder Parteien, die eine
rechtliche Kontrolle ausübt/ausüben;

b) die Dauer des öffentlichen
Dienstleistungsauftrags;

c) eine Beschreibung der zu erbringenden
Personenverkehrsdienste;

d) eine Beschreibung der Parameter für die
finanzielle Ausgleichsleistung;

e) Qualitätsziele wie beispielsweise in Bezug
auf Pünktlichkeit und Zuverlässigkeit und
anwendbare Prämien und Sanktionen;

f) Bedingungen in Bezug auf die wichtigsten
Wirtschaftsgüter.

(4) Die zuständige Behörde übermittelt jeder
interessierten Partei auf entsprechenden Antrag
ihre Gründe für die Entscheidung über die
Direktvergabe eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrags.

[keine Änderung]

Artikel 8 Übergangsregelung

(1) Öffentliche Dienstleistungsaufträge werden
nach Maßgabe dieser Verordnung vergeben.
Dienstleistungsaufträge oder öffentliche
Dienstleistungsaufträge gemäß der Definition in
den Richtlinien 2004/17/EG oder 2004/18/EG
für öffentliche Personenverkehrsdienste mit
Bussen und Straßenbahnen werden jedoch
gemäß den in jenen Richtlinien vorgesehenen

[keine Änderung]
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Verfahren vergeben, sofern die Aufträge nicht
die Form von Dienstleistungskonzessionen im
Sinne jener Richtlinien annehmen. Werden
Aufträge nach den Richtlinien 2004/17/EG oder
2004/18/EG vergeben, so sind die Absätze 2 bis
4 des vorliegenden Artikels nicht anwendbar.

(2) Unbeschadet des Absatzes 3 muss die Vergabe
von Aufträgen für den öffentlichen Verkehr auf
Schiene und Straße ab 3. Dezember 2019 im
Einklang mit Artikel 5 erfolgen. Während dieses
Übergangszeitraums treffen die Mitgliedstaaten
Maßnahmen, um Artikel 5 schrittweise
anzuwenden und ernste strukturelle Probleme
insbesondere hinsichtlich der Transportkapazität
zu vermeiden. Binnen sechs Monaten nach der
ersten Hälfte des Übergangszeitraums legen die
Mitgliedstaaten der Kommission einen
Fortschrittsbericht vor, in dem die Umsetzung
der schrittweisen Vergabe von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen im Einklang mit Artikel
5 dargelegt wird. Auf der Grundlage der
Fortschrittsberichte der Mitgliedstaaten kann die
Kommission den Mitgliedstaaten geeignete
Maßnahmen vorschlagen.

(2) Unbeschadet des Absatzes 3

i) gilt Artikel 5 ab dem 3. Dezember 2019 für
die Vergabe öffentlicher
Dienstleistungsaufträge für
Personenverkehrsdienste auf der Straße und
auf anderen schienengestützten
Verkehrsträgern als der Eisenbahn, wie
Untergrund- oder Straßenbahnen;

ii gilt Artikel 5 ab dem 3. Dezember 2019 für
öffentliche
Schienenpersonenverkehrsdienste;

iii) finden Artikel 5 Absatz 6 und Artikel 7
Absatz 3 ab dem 25. Dezember 2023 keine
Anwendung mehr.

Die Laufzeit von Aufträgen, die gemäß Artikel 5
Absatz 6 zwischen dem 3. Dezember 2019 und
dem 24. Dezember 2023 vergeben werden,
beträgt höchstens zehn Jahre.

Bis zum 2. Dezember 2019 treffen die
Mitgliedstaaten Maßnahmen, um Artikel 5
schrittweise anzuwenden und ernste
strukturelle Probleme insbesondere hinsichtlich
der Transportkapazität zu vermeiden.

Binnen sechs Monaten nach dem 25. Dezember
2020 legen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Fortschrittsbericht vor, in dem die
Umsetzung der Vergabe von öffentlichen
Dienstleistungsaufträgen, die mit Artikel 5 in
Einklang stehen, dargelegt wird. Die
Kommission führt auf der Grundlage der
Fortschrittsberichte der Mitgliedstaaten eine
Überprüfung durch und unterbreitet
gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschläge.

(2a) Öffentliche Dienstleistungsaufträge für
öffentliche Schienenpersonenverkehrsdienste,
die auf der Grundlage eines anderen als eines
fairen wettbewerblichen Vergabeverfahrens ab
dem 24. Dezember 2017 bis zum 2. Dezember
2019 direkt vergeben werden, können für ihre
vorgesehene Laufzeit gültig bleiben.
Abweichend von Artikel 4 Absatz 3 darf die
Laufzeit dieser Aufträge zehn Jahre nicht
überschreiten, es sei denn, Artikel 4 Absatz 4
findet Anwendung.

(3) Von Absatz 2 ausgenommen sind öffentliche
Dienstleistungsaufträge, die gemäß dem
Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht wie
folgt vergeben wurden:

a) vor dem 26. Juli 2000 nach einem fairen
wettbewerblichen Vergabeverfahren;
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b) vor dem 26. Juli 2000 nach einem anderen
Verfahren als einem fairen wettbewerblichen
Vergabeverfahren;

c) ab dem 26. Juli 2000 und vor dem
3. Dezember 2009 nach einem fairen
wettbewerblichen Vergabeverfahren;

d) ab dem 26. Juli 2000 und vor dem
3. Dezember 2009 nach einem anderen
Verfahren als einem fairen wettbewerblichen
Vergabeverfahren.

Die unter Buchstabe a genannten Aufträge
können für ihre vorgesehene Laufzeit gültig
bleiben. Die unter den Buchstaben b und c
genannten Aufträge können für ihre
vorgesehene Laufzeit gültig bleiben, jedoch
nicht länger als 30 Jahre. Die unter Buchstabe d
genannten Aufträge können für ihre
vorgesehene Laufzeit gültig bleiben, sofern ihre
Laufzeit begrenzt und mit den Laufzeiten
gemäß Artikel 4 vergleichbar ist.

Öffentliche Dienstleistungsaufträge können für
ihre vorgesehene Laufzeit gültig bleiben, wenn
ihre Beendigung unangemessene rechtliche
oder wirtschaftliche Auswirkungen hätte,
vorausgesetzt dass die Kommission der
Weiterführung zugestimmt hat.

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 können die
zuständigen Behörden während der zweiten
Hälfte des in Absatz 2 genannten
Übergangszeitraums diejenigen Betreiber eines
öffentlichen Dienstes von der Teilnahme an
wettbewerblichen Vergabeverfahren
ausschließen, die nicht nachweisen können,
dass der Wert der öffentlichen Verkehrsdienste,
für die sie gemäß dieser Verordnung eine
Ausgleichsleistung erhalten oder ausschließliche
Rechte genießen, mindestens 50 % des Werts
aller von ihnen erbrachten öffentlichen
Verkehrsdienste, für die sie eine
Ausgleichsleistung erhalten oder ausschließliche
Rechte genießen, ausmacht. Betreiber eines
öffentlichen Dienstes, die die
auszuschreibenden Dienste erbringen, können
nicht ausgeschlossen werden. Dieses Kriterium
gilt nicht für öffentliche Dienstleistungsaufträge,
die als Notmaßnahme gemäß Artikel 5 Absatz 5
vergeben wurden.

Machen die zuständigen Behörden von der in
Unterabsatz 1 genannten Möglichkeit Gebrauch,
so hat dies ohne Diskriminierung zu erfolgen; in
diesem Fall schließen sie alle potenziellen
Betreiber eines öffentlichen Dienstes aus, die
dieses Kriterium erfüllen, und unterrichten
potenzielle Betreiber zu Beginn des
Vergabeverfahrens für öffentliche
Dienstleistungsaufträge von ihrer Entscheidung.

(d)ab dem 26. Juli 2000 und vor dem
24. Dezember 2017 nach einem anderen
Verfahren als einem fairen wettbewerblichen
Vergabeverfahren.
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Die betroffenen zuständigen Behörden teilen
der Kommission ihre Absicht, diese Vorschrift
anzuwenden, mindestens zwei Monate vor der
Veröffentlichung des wettbewerblichen
Vergabeverfahrens mit.

Artikel 9 Vereinbarkeit mit dem Vertrag

(1) Eine gemäß dieser Verordnung gewährte
Ausgleichsleistung für gemeinwirtschaftliche
Verpflichtungen beim Betrieb öffentlicher
Personenverkehrsdienste oder für die
Einhaltung von in allgemeinen Vorschriften
festgelegten tariflichen Verpflichtungen muss
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sein.
Diese Ausgleichsleistungen sind von der Pflicht
zur vorherigen Unterrichtung nach Artikel 88
Absatz 3 des Vertrags befreit.

(2) Unbeschadet der Artikel 73, 86, 87 und 88 des
Vertrags können die Mitgliedstaaten weiterhin
andere als die von dieser Verordnung erfassten
Beihilfen für den Verkehrssektor nach Artikel 73
des Vertrags gewähren, die den Erfordernissen
der Koordinierung des Verkehrs oder der
Abgeltung bestimmter, mit dem Begriff des
öffentlichen Dienstes zusammenhängender
Leistungen entsprechen, und zwar insbesondere

a) bis zum Inkrafttreten gemeinsamer
Vorschriften über die Zuordnung der
Infrastrukturkosten, wenn die Beihilfe
Unternehmen gewährt wird, die Kosten für
die von ihnen benutzte Infrastruktur zu
tragen haben, während andere
Unternehmen derartigen Belastungen nicht
unterworfen sind. Bei der Festlegung des
entsprechenden Beihilfebetrags werden die
Infrastrukturkosten berücksichtigt, die
konkurrierende Verkehrsträger nicht zu
tragen haben;

b) wenn mit der Beihilfe die Erforschung oder
die Entwicklung von für die Gemeinschaft
insgesamt wirtschaftlicheren
Verkehrssystemen und -technologien
gefördert werden soll.

Solche Beihilfen sind auf das Forschungs- und
Entwicklungsstadium zu beschränken und dürfen
nicht für die kommerzielle Nutzung dieser
Verkehrssysteme und -technologien gewährt
werden.

[keine Änderung]

Artikel 10 Aufhebung

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 wird
aufgehoben. Sie gilt jedoch während eines
Zeitraums von drei Jahren nach Inkrafttreten
der vorliegenden Verordnung weiterhin für
Güterbeförderungsdienste.

[keine Änderung]
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(2) Die Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 wird
aufgehoben.

Artikel 11 Berichte

Die Kommission legt nach Ende des in Artikel 8
Absatz 2 vorgesehenen Übergangszeitraums einen
Bericht über die Durchführung dieser Verordnung
und über die Entwicklung der Erbringung
öffentlicher Personenverkehrsdienste in der
Gemeinschaft vor, in dem insbesondere die
Entwicklung der Qualität der öffentlichen
Personenverkehrsdienste und die Auswirkungen der
Direktvergabe bewertet werden und dem
erforderlichenfalls geeignete Vorschläge zur
Änderung dieser Verordnung beigefügt sind.

[keine Änderung]

Artikel 12 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 3. Dezember 2009 in
Kraft.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24. Dezember 2017 in
Kraft.


